
 

 

Die Richtlinie besteht aus zwei Teilen: Einem Runderlass durch das Ministerium des 

Innern und einem durch das Ministerium für Schule und Bildung 

Teil 1: Auszug aus dem Runderlass des Ministeriums des Innern - 

21-42.12.01 vom 19. Dezember 2023  

Kapitel 7 Ausbildung und Prüfung 

Im Rahmen der geltenden Vorschriften sind das Ausbildungsverhältnis und der 

Vorbereitungsdienst unter Beteiligung der Vertrauenspersonen schwerbehinderter 

Menschen so zu gestalten, dass schwerbehinderte Menschen die erforderlichen 

Kenntnisse und Fähigkeiten erwerben können, ohne dass sie infolge ihrer 

Behinderung unzumutbar belastet werden. Nummer 5.5 dieser Richtlinie gilt 

entsprechend. 

7.1 Anpassung von Prüfungsverfahren 

Bei Prüfungen können sich für schwerbehinderte Menschen besondere Härten im 

Vergleich mit nicht behinderten Beschäftigten ergeben. Zum Ausgleich solcher 

Härten werden im Rahmen der jeweiligen rechtlichen Vorgaben schwerbehinderten 

Menschen die ihrer Schwerbehinderung angemessenen Prüfungserleichterungen 

gewährt. Bei Prüfungsverfahren muss durch die Wahl der Methode oder spezielle 

Hilfen gesichert werden, dass die Leistungen von den schwerbehinderten Menschen 

erbracht und nachgewiesen werden können. Erforderlichenfalls sind sachverständige 

Stellen, zum Beispiel Fachdienste der Inklusionsämter oder Integrationsfachdienste 

einzuschalten. Das gilt für Eignungs-, Zwischen-, Aufstiegs-, Laufbahn- und 

verwaltungsinterne Prüfungen sowie für sonstige Auswahlverfahren und 

Aufsichtsarbeiten während der Ausbildung. 

7.1.1 Erleichterungen 

Soweit Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen, kommen unter anderem folgende 

Möglichkeiten als Prüfungserleichterung in Betracht: 

a) Verlängerung der Frist zur Abgabe schriftlicher Arbeiten, b) Gestattung der 

Nutzung von behinderungsspezifischen Hilfen, 

c) Ersatz einzelner schriftlicher Arbeiten oder praktischer Prüfungsteile, die wegen 

der Art der Behinderung nicht geleistet werden können, durch andere geeignete 

Prüfungsleistungen, 

d) Erholungspausen, 

e) Individuelle zeitliche Gestaltung der Prüfungsdauer und f) Einzelprüfung. 

Richtlinie zur Durchführung der Rehabilitation und 

Teilhabe von Menschen mit Behinderungen im öffentlichen 

Dienst im Land Nordrhein-Westfalen (Richtlinie SGB IX) 



 

 

7.1.2 Cerebrale und psychische Beeinträchtigungen 

In der mündlichen Prüfung soll bei cerebral beeinträchtigten und behinderten 

Menschen mit dem Grad der Behinderung von mindestens 30 aufgrund stärker 

behindernder psychovegetativer oder psychischer Störungen mit wesentlicher 

Einschränkung der Erlebnis- und Gestaltungsfähigkeit im Sinne von Teil B Nummer 

3.7 der Versorgungsmedizinischen Grundsätze (VMG, Anlageband zu BGBl. I Nr. 57 

vom 15.12.2008, G 5702) auf das Abfragen von Gedächtniswissen verzichtet 

werden, soweit es mit dem Zweck der Prüfung vereinbar ist. Es genügt, wenn 

Aufgaben gestellt werden, deren Lösung erkennen lässt, dass sie die erforderlichen 

Kenntnisse und die Urteilsfähigkeit besitzen, die sie zu richtigen Entscheidungen 

befähigen. Auch ist darauf zu achten, dass kein behinderungsbedingter 

Prüfungsstress, insbesondere durch Zeitdruck entsteht. 

7.1.3 Menschen mit Hörbeeinträchtigung 

Hörbehinderten oder gehörlosen Menschen sollen die Prüfungsfragen in der 

mündlichen Prüfung schriftlich vorgelegt werden. Auf Wunsch ist die Nutzung eines 

auf die Behinderung der Person zugeschnittenen technischen Geräts zu gestatten, 

eine nicht im Prüfungsfach vorgebildete Schriftendolmetscherin beziehungsweise ein 

Schriftendolmetscher oder eine nicht im Prüfungsfach vorgebildete 

Gebärdensprachdolmetscherin beziehungsweise ein Gebärdensprachdolmetscher 

hinzuzuziehen. 

7.1.4 Blinde, Sehbehinderte, motorisch Behinderte 

Sind blinde, hochgradig sehbehinderte oder behinderte Menschen, die in ihrer 

Fähigkeit zu schreiben stark eingeschränkt sind, schriftlich zu prüfen, ist die 

Hinzuziehung einer im Prüfungsfach nicht vorgebildeten Schreibkraft 

beziehungsweise Vorlesekraft zu gestatten. Das Recht zur selbstständigen 

Prüfungsablegung unter Hinzuziehung der selbst gewählten Hilfsmittel gemäß 

Nummer 7.1.1 dieser Richtlinie bleibt unbenommen. 

7.2 Unterrichtungspflicht 

Die personalführende Stelle unterrichtet zum frühestmöglichen Zeitpunkt die Leiterin 

beziehungsweise den Leiter einer Prüfung und die Schwerbehindertenvertretung 

über das Vorliegen einer Schwerbehinderung oder Gleichstellung eines Prüflings. 

7.3 Hinweis auf mögliche Erleichterung 

Schwerbehinderte Menschen sind zum frühestmöglichen Zeitpunkt auf mögliche 

Erleichterungen hinzuweisen. Hinweise auf in Anspruch genommene Erleichterungen 

dürfen in die Zeugnisse nicht aufgenommen werden. 

7.4 Nichtgewährung von Prüfungserleichterungen 

Werden Prüfungserleichterungen im Sinne dieser Richtlinie trotz Antrages und 

Vorliegen der Voraussetzungen zu Unrecht nicht gewährt oder ist der 

schwerbehinderte Mensch auf mögliche Prüfungserleichterungen nicht hingewiesen 

worden, darf er eine Prüfung einmal mehr wiederholen als sonstige 

Prüfungsbewerberinnen und Prüfungsbewerber, soweit Rechtsvorschriften dies 



 

 

zulassen. Die Wiederholungsprüfung soll auf den Teil der Prüfung beschränkt 

werden, in dem die Leistungen weniger als ausreichend gewesen sind. 

7.5 Informationspflicht 

Die für die Prüfungsstelle zuständige Schwerbehindertenvertretung ist rechtzeitig 

über die Prüfung eines schwerbehinderten Menschen zu informieren. 

7.6 Teilnahme der Schwerbehindertenvertretung 

Der Schwerbehindertenvertretung ist, soweit Rechtsvorschriften nicht 

entgegenstehen, zu gestatten, an den mündlichen und praktischen Prüfungen 

teilzunehmen und nach deren Abschluss – vor der Beratung des Ergebnisses der 

Prüfung – gegenüber der Prüfungskommission eine Stellungnahme abzugeben. Bei 

mündlichen Prüfungen hat die Schwerbehindertenvertretung, soweit 

Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen, zudem das Recht, an allen 

Prüfungsgesprächen auch mit nicht behinderten Bewerberinnen und Bewerbern 

teilzunehmen. 

Teil 2: Auszug aus dem Runderlass des Ministeriums für Schule 

und Bildung vom 21.12.2023 in: BASS 21-06 Nr. 1.2 - Hinweise für 

den Schulbereich 

[…] Für den Bereich der schwerbehinderten und ihnen gleichgestellten behinderten 

Lehrkräfte (Leitung und Lehrkräfte an öffentlichen Schulen und Zentren für 

schulpraktische Lehrerausbildung) werden die folgenden ergänzenden und 

erläuternden Hinweise gegeben: 

Kapitel 7. Ausbildung und Prüfung (Zu Nummer 7) 

Bewerben sich schwerbehinderte oder ihnen gleichgestellte behinderte Menschen für 

eine schulpraktische Lehrerausbildung, ist die Schwerbehindertenvertretung der 

entsprechenden Schulform unmittelbar und am gesamten Verfahren zu beteiligen. 

Bei der Zuweisung zu einem der Zentren für schulpraktische Lehrerausbildung sowie 

der Zuweisung zu einer Ausbildungsschule ist den spezifischen Erfordernissen 

schwerbehinderter und diesen gleichgestellten behinderten Menschen Rechnung zu 

tragen. 

In der Zuweisungsverfügung zu einem Zentrum für schulpraktische Lehrerausbildung 

wird durch die Dienststelle auf die Beratungsmöglichkeit der 

Schwerbehindertenvertretung der gewählten Schulform hingewiesen. 

Den schwerbehinderten und ihnen gleichgestellte behinderte Menschen, die ihre 

Ausbildung an einem der Zentren für schulpraktische Lehrerausbildung durchlaufen, 

ist durch die Leitung vor Beginn der Ausbildung und anlassbezogen ein Gespräch 

anzubieten. Darin haben die Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärter die 

Möglichkeit, ihre behinderungsbedingten Bedürfnisse zu klären. Sie werden über 

mögliche schulorganisatorische Unterstützungsmaßnahmen sowie über weitere 

mögliche Nachteilsausgleiche informiert. 

https://bass.schul-welt.de/18887.htm


 

 

Bei einer speziellen Arbeitsplatzgestaltung an der Stammschule soll ein 

Arbeitsplatzwechsel vermieden werden. 

7.1 Anpassung von Prüfungsverfahren (Zu Nummer 7.1) 

Verantwortlich für den Ausgleich behinderungsbedingter Härten ist die prüfende 

Stelle (Prüfungsamt). 

7.2 Erleichterungen bei Prüfungen (Zu Nummer 7.1.1) 

Bei Laufbahnprüfungen kann nach Lage des Einzelfalles die Frist zur Abgabe der 

schriftlichen Prüfungsarbeit um bis zu 50 Prozent verlängert werden. Ein Verzicht auf 

schriftliche Prüfungsarbeiten ist nicht zulässig. 

Bei technischen Arbeiten soll die Dauer der mündlichen Prüfung 

behinderungsgerecht angepasst werden. 

Betroffene schwerbehinderte und ihnen gleichgestellte behinderte 

Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärter können sich bei der Darlegung, 

welche Prüfungserleichterungen (zeitlich, organisatorisch, räumlich) sie für 

angemessen halten, von der Schwerbehindertenvertretung unterstützen lassen und 

gegebenenfalls auch andere sachverständige Stellen einbeziehen. 

7.3 Teilnahme der Schwerbehindertenvertretung (Zu Nummer 7.6) 

Prüfungsunterlagen werden der Schwerbehindertenvertretung zeitgleich wie den 

Mitgliedern der Prüfungsausschüsse zur Verfügung gestellt. 


